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Dienstag, 06. November 2009
Information zu B-Plan 601-1 Seehafen 1  -  Sitzungsunterlagen 
Die Verwaltung der Stadt Stade hat den Gremien des Rates überarbeitete und ergänzte Unterlagen zum B-Plan Nr. 601/1 übergeben und beabsichtigt, schon am 4.11. d.J. den Ortsrat Bützfleth darüber abstimmen zu lassen. Nachfolgend wird zu einzelnen Punkten der überarbeiteten textlichen Feststellung, der Begründung und der weiteren Unterlagen Stellung genommen: 

1. Nach wie vor kennzeichnet die Verwaltung die Ortslage Bützfleth [S. 7 Begründung] als dörflich und mischgebietstypisch geprägt, weist aber ergänzend darauf hin, dass westlich des Obstmarschenweges Wohngebiete [S. 7] liegen. Damit ist jetzt unbestritten, dass diese Siedlungen – entgegen den Festsetzungen im Flächennutzungsplan - auch tatsächlich Wohngebietscharakter besitzen und dass diese Gebiete Anspruch auf Schutz besitzen. 

2. 
Strittig sind nach wie vor die Wohngebiete ohne Bebauungsplan nach Bundesbaugesetz (BBauG) oder Baugesetzbuch (BauBG), wie die Deichstraße und die Alte Chaussee, aber wohl auch die Bahnhofssiedlung, die Kolonie, ganz Abbenfleth,  u.a.m. 

 
Die CDU-Ortsratsfraktion bezeichnet in ihrer Pressenotiz vom 4.10.2009 die Bebauung der Deichstraße als Gebiet mit Wohnbebauung, sprich Wohngebiet und hält zu Recht deren Schutz für erforderlich. Das wird von der BI ausdrücklich und zustimmend begrüßt. 
In der den Ratsgremien zugegangenen „Schalltechnischen Begutachtung für den  Bebauungsplan Nr. 601/1 ´Seehafen Stade 1. Abschnitt`, Hansestadt Stade“ v. 15.10.2009 wird in der Übersichtskarte und in den beiden „Schallimmissionsraster“-Karten das Gebiet der Deichstraße zutreffend bezeichnet als „WA-Gebiete“. Dem stimmt die BI ausdrücklich zu und hält diese Klassifizierung für zutreffend.  
Die Stadtverwaltung hat zu diesem Thema ein Rechtsgutachten [S. 7 der Begründung] von Prof. Schmidt-Eichstaedt, Berlin eingeholt, das den Unterlagen nicht beiliegt und folglich nicht geprüft werden kann. Es erscheint jedoch für die weitere Diskussion unumgänglich, das dieses Rechtsgutachten der Öffentlichkeit und damit auch den Gremien des Ortsrates und des Rates vor Beschlussfassung zugänglich gemacht wird. Es ist nicht nachvollziehbar, warum das Rechtsgutachten nicht öffentlich gemacht und den Unterlagen nicht beigelegt wurde. In Unkenntnis des Rechtsgutachtens können die Mitglieder des Stadtrates, des Ortsrates und des Verwaltungsausschusses sich keine eigene Meinung bilden. Es besteht daher die Gefahr, dass der B-Plan 601-1 bei einer Verabschiedung ohne Kenntnis des Rechtsgutachtens einer Prüfung durch die Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht standhält. 

Den Unterlagen der Stadtverwaltung ist zu entnehmen, dass Prof. Schmidt-Eichstaedt zutreffend konstatiert, dass die deichseitige Ortslage nach ihrer Schutzwürdigkeit zu beurteilen sei. Er soll ausgeführt haben, dass die deichseitige Ortslage nicht eindeutig zuzuordnen wäre und dass sie eher dem Anspruch eines dörflichen Mischgebietes entspräche. Ein wesentlicher Aspekt dabei soll sein, dass die „Schutzwürdigkeit des Gebietes ab 1978 durch den Bebauungsplan Nr. 333/1 auf dem Niveau 60 dB(A) tags und 45 dB(A) nachts – gemessen auf der Deichkrone – und damit grundsätzlich auf dem Niveau eines gemischten Baugebietes eingeordnet wurde.“  
Dieser Argumentation kann nicht gefolgt werden. Die grundsätzlich gegebene Schutzwürdigkeit eines Gebietes kann nicht dadurch aufgehoben werden, dass dieser Schutz über längere Zeit von den verantwortlichen Gremien, Institutionen und Behörden falsch eingeschätzt wurde. Es sei hierzu darauf hingewiesen, dass der B-Plan 333/1 vom Oberverwaltungsgericht trotz seines Bestehens über Jahrzehnte als mangelhaft und eben nicht als rechtswirksam angesehen wurde. Daran ändert sich auch nichts nur, weil der B-Plan so lange nicht angegriffen wurde. Alleine schon aus der Feststellung des Sachverständigen, dass die Schutzwürdigkeit nicht eindeutig zu beurteilen sei, ergibt sich die Vorsorgepflicht der Stadt, diesem Gebiet den Schutz als Allgemeines Wohngebiet zuzubilligen. Ansonsten läuft die Stadt erneut Gefahr von der Verwaltungsgerichtsbarkeit korrigiert zu werden. 

Es ist allgemein bekannt, dass sogar Gewerbebetriebe, die an Wohngebiete angrenzen, nicht dadurch ein Recht auf Unterschreitung von Schutzwerten bei Neu- oder Erweiterungsbauten besitzen, das sie diese in der Vergangenheit nicht immer eingehalten haben. 

Falls eine Prüfung des Schutzcharakters der deichseitigen Gebiete und der anderen nicht durch Bebauungspläne konkret überplanten Wohngebiete – wie wir annehmen - ergeben sollte, dass diese den Charakter eines Allgemeinen Wohngebietes besitzen, reduziert sich für neue Betriebe und für Erweiterungen bestehender Betriebe, also auch für den Hafen das nächtliche Maß der Schallbelästigung um 5 dB(A) von 45 auf 40 dB(A). Diese Überlegung ist möglicherweise – bei (vom Betreiber Buss abgelehnter) eingeschränkter nächtlicher Nutzung des Hafens - nicht relevant für den hier anstehenden B-Plan 601/1, sehr wohl aber für etwaig zu erstellende Industriebetriebe auf dem Gelände der ehemaligen Aluhütte, projektierter Hafenerweiterungen und der anderen, bisher nicht bebauten östlich des Alten Landesschutzdeiches liegenden Gebiete parallel zum Alten Landes​schutz​deich. 

Den Unterlagen der Stadtverwaltung ist weiterhin zu entnehmen, dass Schallpegelmessungen durchgeführt wurden. Die entsprechenden Messprotokolle und Schlussfolgerungen liegen den städtischen Unterlagen nicht bei, sind folglich nicht zu prüfen. Unabhängig davon zeigen die von der Stadtverwaltung daraus zitierten Werte, dass auf dem Alten Landes​schutz​deich der für Mischgebiete zulässige Wert von 45 dB(A) für das Wohnhaus „Alte Chaussee 120“ schon erreicht wird. Reserven für weitere intensiv Schall emittierende Betriebe sind folglich nicht vorhanden. Es bleibt dabei sogar zu vermuten, dass das Wohnhaus „Alte Chaussee 120“ und die sich anschließenden Wohnhäuser der“Alten Chaussee“ in ihrer Schutzwürdigkeit einem Allgemeinen Wohngebiet gleichzusetzen sind. Private Messungen in ausgewiesenen Allgemeinen Wohngebieten, weitab des Alten Landesschutz​deiches  haben Werte ergeben, die deutlich über 45 dB(A) liegen und damit die Grenzwerte der Technischen Anleitung Lärm (TA-Lärm) für Allgemeine Wohngebiete überschreiten. Daraus lässt sich folgern, dass die offiziellen Messungen nicht die ungünstigste Beschallungssituation erfasst haben. Dies wäre nur an Hand der Messprotokolle und der sich daraus ergebenden gutachterlichen Schlussfolgerungen zu prüfen. 
Die Stadtverwaltung führt [S. 18 der Begründung] aus, dass ein nächtlicher Umschlag, ein nächtlicher Betrieb im Gebiet der hier diskutierten Hafenerweiterung bei der im Bebauungsplan (B-Plan) geforderten Einhaltung von max. 59 dB(A)/m² Betriebslärm rechnerisch nicht zu unzulässiger Lärmbelastung aus dem Hafenbetrieb auch bei Annahme eines Wohngebietscharakters der deichseitigen Bebauung (Deichstraße und Alte Chaussee) führt, da der Wert von 45 dB(A) auf dem Deich um > 10 dB(A) und in den festgesetzten Allgemeinen Wohngebieten von 40 dB(A) um > 8 dB(A) unterschritten würde. Die den Ratsgremien vorgelegten Unterlagen sind insoweit unvollständig, da nicht angegeben wird, welches festgesetzte Allgemeine Wohngebiet hier gemeint ist. Ergänzend sei darauf hingewiesen, dass die BI die deichseitige Wohnbebauung als Allgemeines Wohngebiet (AW-Gebiet) ansieht und fordert, dass die für AW-Gebiet maximal zulässigen Schallgrenzwerte eingehalten werden. Folgt man dem IEL-Gutachten, dann ist dies aus dem Hafenbetrieb heraus möglich. 
Die Stadtverwaltung führt einerseits [S. 10] aus, dass der Regelbetrieb des Terminals in zwei Tag-Schichten vorgesehen, andererseits [S. 10 der Begründung] aber zwingend ein 24 h-Betrieb erforderlich sei und schließt daraus, dass es gelegentlich zu Umschlagtätigkeiten in der Nachtzeit komme. Der Begriff „gelegentlich“ ist u.E. hier irreführend, da der übliche 24 h-Betrieb regelmäßig zu nächtlichem Betrieb führen wird. Die Wortwahl lässt den Verdacht aufkommen, dass hier absichtlich eine verharmlosende Formulierung gewählt wurde. 

Dies gilt u.E. auch für die Diskussion der nächtlichen Lärmbelastung aus dem Verkehr [S. 12]. Es wird in den Unterlagen [S. 12 der Begründung] nur der Lieferverkehr zum Terminal angesprochen, der vorwiegend werktags in der Zeit von 6:00 bis 22:00 Uhr erfolgen solle. Die Auswirkungen des bei Löscharbeiten – auch nachts - abfließenden Verkehrs weg vom Hafen wird hingegen nicht dargelegt. Es stellt sich die Frage, ob dies zufällig unterblieb. Außerdem lässt die Formulierung: „Der Lieferverkehr zum Terminal durch Lkw soll vorwiegend werktags … erfolgen“ jeglichen anderen Verkehr – also auch an Sonn- und Feiertagen und nachts - uneingeschränkt zu. Es besteht die Gefahr, dass das Schutzziel damit in der Praxis konterkariert wird. Das Wort „soll“ ist durch „hat“ oder „muss“ zu ersetzen, möglicherweise ergänzt durch den Zusatz, dass er an Sonn- und Feiertagen und nachts nur ausnahmsweise zulässig sei.  

 
Hinweis 1: Die Ermittlung der Lkw-Frequenz bei 52 Wochen pro Jahr und 6 Arbeitstagen mit 4 Lkw je Stunde erfolgte mathematisch falsch. Es muss heißen 2 Lkw/h. Beim zweiten Beispiel ergibt sich eine Frequenz von 2,5 Lkw/h. Darüber hinaus wird angemerkt, dass diese statistische Frequenz nicht zutreffend die tatsächliche Frequenz beim Lade- und Löschbetrieb beschreibt. Der Lade- und Löschbetrieb ist intermittierend und daher zeitlich konzentriert anzusetzen. Es muss dann mit einer deutlich höheren Lkw-Frequenz gerechnet werden. 
Hinweis 2: Die eigenen subjektiven Wahrnehmungen ergeben eine intensivere nächtliche Lärmbelastung aus Industrie und auch aus Hafenumschlag als in den Unterlagen angegeben. Dies wird in anderem Zusammenhang diskutiert werden müssen. Es ist zu vermuten, dass die Lärmmessungen tatsächlich nicht bei ungünstigster Betriebslage (Vollbetrieb bei AOS und Prokon, Löschbetrieb bei AOS (Bauxit) mit Betrieb der Förderbänder u.a.m.) erfolgte. Dies wird an Hand der Messprotokolle zu prüfen sein. Dazu müssen die Unterlagen vorher fertig gestellt und öffentlich zugänglich gemacht werden. 
3.
In der textlichen Festsetzung werden in § 4 zwar Regelungen zum Schallschutz festgelegt, an keiner Stelle aber die Staubemission begrenzt. Die unter 2.1 der Begründung [S. 24] aufgestellte Forderung, Risiko und Ausmaß von Staubverwehungen bei der Lagerung entsprechender Materialien sei durch adäquate Maßnahmen (..) auf ein unvermeidbares Maß zu reduzieren, entwickelt auf Grund der fehlenden textlichen Festsetzung im B-Plan selber keine rechtsverbindliche Wirkung. Wir schlagen vor, die vorstehende Forderung in einem weiteren § 5 textlich verbindlich festzusetzen. 
4. Die vorgeschlagene Rückstellung der Elt-Landanbindung findet nicht unsere Zustimmung. Wie dem Stader Tageblatt vom 17.10.2009 zu entnehmen ist, wird der Hafen Rotterdam alle 450 Binnenschiffsliegeplätze aus umweltpolitischen Gründen mit Landanbindung nachrüsten. Auch die Hafenstädte Hamburg, Lübeck, Kiel und andere diskutieren die Nachrüstung auf Landstrom, da Schiffe zunehmend zur Luftverschmutzung in den Hafenstädten beitragen. Experten rechnen damit, dass in Kürze europäische Grenzwerte, insbesondere für NOx, überschritten würden und dann sowieso nachgerüstet werden müsse. Aus diesem Grunde schlagen wir vor, den gesamten Hafen mit Elt-Landanbindung auszurüsten und beim Hafen 1 zu beginnen. Der Vorschlag der Stadtverwaltung die Landanbindung erst bei einer Hafenerweiterung zu diskutieren, überzeugt nicht, da schon jetzt nicht nur von dem im Hafen 1 zu schaffenden einzelnen Schiffsliegeplatz Schadstoffe emittiert werden, sondern von alle schon vorhandenen Liegeplätzen. Zumindest ist u.E. die Möglichkeit einer problemlosen Nachrüstung vorzusehen, d.h. es sind entsprechende Leerrohre zu verlegen. 
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Hafenbetrieb will Landstrom-Nutzung zur Pflicht machen — Ehrgeizige Umweltschutzziele bis 2050

VON ECKHARD-HERBERT ARNDT

ROTTERDAM. Der Rotterdamer
Hafen setzt seine umweltpoliti-
schen Zielsetzungen konsequent
um. Noch in diesem Jahr sollen
450 Binnenschiffsliegeplitze mit
einer Landstrom-Infrastruktur
ausgeriistet sein, teilte der Hafen-
betrieb Rotterdam (HbR) mit.

Damit nicht genug: Der HbR
will erreichen, dass kiinftig alle
Binnenschiffe, die an einem Lie-
geplatz festmachen wollen, ihren
Bedarf an elektrischer Energie
iiber Landstrom beziehen. Eine
entsprechende Verpflichtung fin-
det sich in der neuen ,Hafenord-
nung“, die allerdings noch durch
den. Rotterdamer Stadtrat verab-
schiedet werden muss. Das ge-
setzliche Rahmenwerk 16st die
aus dem Jahr 2004 stammende
,JHafenordnung* ab.

Bis 2050 will der Rotterdamer
Hafen seinen CO,-AusstoR um
rund 80 Prozent gegeniiber dem
Jahr 1990 verringern, kiindigte
HbR-Generaldirektor Hans Smits

an. Der Hafenbetrieb und die nie-
derldndische Umweltschutzverei-
nigung , Vereniging Milieudefen-
sie“ setzen sich gemeinsam fiir
dieses Ziel an. In einem Schrei-
ben an die niederldndische Regie-
rung fordern HbR und die Um-
weltschutzgruppe, dass die Schiff-
fahrt auch Bestandteil des Inter-
nationalen = Kyoto-Klimaschutz-
programms wird.

INTERNATIONALE REGELN

Smits wies darauf hin, dass die
Schifffahrtsindustrie international
agiere. Folglich konnten Verbes-
serungen etwa auf dem Gebiet
der Luftreinhaltung nur iiber in-
ternational verbindliche Verein-
barungen erreicht werden.

Frank Kohler, Geschéftsfiihrer
des Umweltschutzverbandes,
macht darauf aufmerksam, ,dass
die Schifffahrt schon heute welt-
weit fiir drei Prozent des
CO, AusstofRes verantwortlich
ist“. Ohne verbindliche Korrektu-
ren werde dieser Schadstoffaus-

sto durch die Schifffahrt sogar
noch weiter zunehmen.

Ein wertvoller Ansatz konnte
aus Sicht des HbR der derzeit in
der internationalen Abstimmung
befindliche ,,Environmental Ship
Index“ (ESI) in Sachen Umwelt-

fs

Im Rotterdamer Hafen sollen 450 Binnenschiffsliegeplitze mit einer
Landstrom-Infrastruktur ausgeriistet werden.

N

schutz bringen. Damit sollen die
Reeder dazu angeregt werden,
den Schiffsbetrieb umweltfreund-
licher zu gestalten. Dafiir kénn-
ten sie im Gegenzug iiber Preis-
nachlésse bei den Hafenentgelten
belohnt werden.

Foto Arndt
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